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Leserbriefe

Es ist aber nicht  
friedlich, wenn man …

Zu «Verstösse, aber keine Eskalation»,  
SN vom 19. April

Mit Unverständnis und Entrüstung 
habe ich den Bericht in den SN vom  
19. April gelesen. Besonders das Wohl­
wollen gegenüber den Demonstran­
ten, das im Zeitungsbericht zum  
Ausdruck gebracht wurde. Kein Wort 
der Kritik. Die Argumente der Menge 
wurden kommentarlos einfach weiter­
verbreitet. Selbst die Polizei, die Hüte­
rin der Ordnung, hat völlig versagt. 
Nennt sie doch als Begründung ihrer 
Untätigkeit, dass die Menge friedlich 
demonstriert habe. Es ist aber nicht 
friedlich, wenn man bewusst mög­
liche tödliche Viren in die Luft hin­
ausbläst und damit einer Pandemie 
zur weiteren Verbreitung verhilft. 
Maskenlose Menschen ohne den  
nötigen Sicherheitsabstand zu ande­
ren sind meines Erachtens gefährliche 
potenzielle Gewaltverbrecher!

Paul Jud
Schleitheim

Es herrscht weltweiter Wettbewerb 
um die besten Unternehmen. Sie 
sind innovativ, produktiv, zahlen 
gute Löhne und schaffen viele 

Arbeitsplätze. Die Schweiz ist ein bevor­
zugter Standort. Die Gewinnsteuerbelas­
tung beträgt hierzulande im Durchschnitt 
etwa 15 Prozent und liegt in einigen Kanto­
nen noch deutlich niedriger. Nun droht 
Gefahr. Die USA wollen eine weltweite Min­
destbesteuerung von 21 Prozent durchset­
zen. Andere Hochsteuerländer dürften die 
Initiative unterstützen. Was ist zu tun?

Der Vorstoss würde die Gewinnverschie­
bung von Hoch- zu Niedrigsteuerstandor­
ten weitgehend beenden. Es gibt viele Wege 
dazu, etwa die «Gestaltung» von Transfer­
preisen für konzerninterne Lieferungen, 
interne Verschuldung oder Lizenzgebüh­
ren. In der Folge fällt die Belastung von 
hoch profitablen Multis meist niedriger aus 
als jene der heimischen KMU. Ein Teil des 
Steuersubstrats fliesst von Hoch- zu Nied­
rigsteuerländern. Dagegen wehren sich  
die Hochsteuerländer. Mit dem Ende der 
Gewinnverschiebung würde die Schweiz 
weniger Gewinnsteuern einnehmen. Aber 
soll die Schweiz, die wie wenig andere 
Länder den Zugang zu internationalen Ab­
satzmärkten braucht, auf diese Form des 
Steuerwettbewerbs setzen? 

Viel wichtiger ist der Wettbewerb um 
die Standorte für Produktion, Beschäfti­
gung sowie Investitionen in Forschung 
und Entwicklung (F&E). Hier muss die 
Schweiz neu fragen, wie sie Standort­
vorteile auch bei höheren Steuersätzen 
schaffen kann. Die mobilen Unternehmen 
brauchen viel Eigenkapital, weil sie im 
internationalen Wettbewerb ein hohes 
Risiko eingehen. Sie müssen kräftig in 
F&E investieren, damit sie mit einem Qua­
litätsvorsprung gegenüber der weltweiten 
Konkurrenz Erfolg haben.

Abzüge für F&E sowie Eigenkapital 
Mit einer Steuerreform kann die Schweiz 

auch bei höheren Steuersätzen gezielt die 
Standortattraktivität dort verteidigen, wo 
sie am meisten in Gefahr ist: bei Unterneh­

men, die mit ihren Innovationen die welt­
weiten Absatzmärkte bedienen und daher 
international mobil sind. Ein steuerlicher 
Abzug für F&E-Aufwand von deutlich über 
100 Prozent unterstützt sie bei F&E-Investi­
tionen in der Schweiz. Ein Abzug für Zinsen 
auf Eigenkapital würde endlich die stos­
sende Benachteiligung des Eigenkapitals 
gegenüber dem Fremdkapital beseitigen. 
Das senkt die Gefahr, dass eine schwere 
Rezession wegen Überschuldung in eine 
Finanzkrise ausartet. Eine krisenrobuste 
Wirtschaft kann mehr Jobsicherheit bieten. 
Nach der Covid-Krise werden viele Unter­
nehmen wegen Erlösausfällen mit deutlich 
weniger Eigenkapital dastehen und ver­
wundbarer sein. Es ist nichts dringender, 
als dass sie rasch ihre Eigenkapitalpolster 
wiederaufbauen und die Politik sie darin 
unterstützt. 

Beide Abzüge können einen Anstieg der 
Steuerbelastung trotz höherer Steuersätze 
verhindern. So kann die Schweiz ihre Stand­
ortattraktivität für Wertschöpfung, Beschäf­
tigung und Innovation verteidigen und das 
Wachstumspotenzial und die Krisenfestig­
keit stärken. Der Vorteil der Abzüge ist, 
dass sie alle Unternehmen – ob heimische 
KMU oder internationale Grosskonzerne – 
gleich und damit wettbewerbsneutral be­
handeln. Aber gerade die international mo­
bilen Unternehmen haben besonders hohen 
F&E-Aufwand, brauchen mehr Eigenkapital 
und würden mehr profitieren. Daher kann 
die Schweiz mit dieser Steuerentlastung 
treffsicher die Standortattraktivität dort 
stärken, wo es am dringendsten ist. 

Forum  Unternehmensbesteuerung

Standortattraktivität trotz höherer Steuern
Die steuerliche Standortattraktivität der Schweiz ist in Gefahr.  

Um sie trotz internationaler Mindestbesteuerung zu erhalten, ist eine Steuerreform nötig. 

Von Christian Keuschnigg*

«Die Schweiz 
muss neu  
fragen, wie sie 
Standortvorteile 
auch bei höheren 
Steuersätzen 
schaffen kann.»

* Christian Keuschnigg ist Professor für Nationalökonomie  
an der Universität St. Gallen

Laute Minderheit auf 
dem Fronwagplatz

Zu «Das Verbot der Demo ist falsch»,  
SN vom 17. April

Das Demonstrationsrecht ist wichtig, 
es muss möglich sein, gegen die Mass­
nahmen zu demonstrieren, wenn  
man dabei niemanden gefährdet.  
Ich befürchte, am Samstag wurden 
Menschen durch eine Covid-Infektion 
gefährdet.
Schade ist, dass eine laute Minder­
heit wieder die Themen bestimmt, 
während die wichtigste Diskussion 
nicht stattfindet: Was passiert in 
unserem Land mit der neuen Locke­
rungsstrategie, wenn die Impfungen 
nicht wie geplant durchgeführt  
werden?
Wir kämpfen jetzt mit einem linearen 
Verlauf der Impfungen gegen einen 
exponentiellen Verlauf der Pandemie. 
Wenn in ungefähr anderthalb Mona­
ten die Hälfte der Bevölkerung ein­
malig geimpft werden kann, dann 
kommen wir mit einem blauen Auge 
davon. Falls das nicht erreicht wird, 
sehen wir sehr viele junge Kranke  
mit Long-Covid, und im Spital wird 
der Altersdurchschnitt weiterhin  
kontinuierlich sinken, während die 
Hospitalisierungen zunehmen.
Falls es absehbar ist, dass wir die  
Impfungen nicht rechtzeitig vor­
anbringen, ist es wirtschaftlich,  
gesellschaftlich und gesundheitlich 

vorteilhaft, eine bessere Strategie mit 
kleinen Fallzahlen wie «Zero-Covid» 
zu fahren.

Andreas Stricker
Neuhausen

Pressestimmen

Letztlich ähnelte der Prozess einem 
Variationensatz, der mit einem 
erschütternden, aber einfachen 
Thema begann: der Aufnahme von 
Floyds Tod unter dem Knie Chauvins, 
die nicht viel Spielraum für Inter­
pretationen liess. Dann wurde diese 
Sequenz auf alle möglichen Arten 
analysiert, interpretiert, demon­
tiert, infrage gestellt und aufgefä­
chert. Am Ende jedoch kehrte das 
Stück gewissermassen wieder zum 
Anfang zurück. Die Geschworenen 
sprachen Chauvin schliesslich 
schuldig in allen Anklagepunkten. 
(Neue Zürcher Zeitung)

Der Generalstaatsanwalt von 
Minnesota, Keith Ellison, sagte,  
das Urteil könne keine Gerechtigkeit 
herstellen, sei aber ein Schritt dort­
hin. Notwendig sei ein struktureller 
Wandel. Auch Gouverneur Tim Walz 
versprach einen entschiedenen 
Kampf gegen Rassismus und Polizei­
gewalt. Präsident Joe Biden und  
Vizepräsidentin Kamala Harris riefen 
bei Floyds Familie an. Ein Video 
zeigte die Angehörigen des Opfers um 
ein Handy versammelt. Biden war zu 
hören, wie er versicherte, das Urteil 
könne nur ein erster Schritt sein. 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung)

Der strukturelle Rassismus, den die 
«Black Lives Matter»-Bewegung zu 
Recht beklagt, war im Gerichtssaal 
kein Thema. Es ging beim Verfahren 
auch nie um die Kultur der US-Polizei, 
die Gewaltexzesse erst befördert. 
Stattdessen stellte die Anklage den 
inzwischen entlassenen Beamten 
Chauvin als Irrläufer und Abweich­
ler dar. Das hat Polizeikritiker ent­
täuscht, doch aus Sicht der Staats­
anwaltschaft ging die Strategie auf. 
Sie erlaubte es auch Geschworenen, 
die der Polizei vielleicht wohlwol­
lend gegenüberstehen, Chauvins  
Verhalten zu sanktionieren.  
(Süddeutsche Zeitung)

Kommentar

Die Fussballrevolution wird ausbleiben,  
weil die Basis vor den Kopf gestossen wurde
Wer die Entwicklung rund um die Idee 
einer European Super League (ESL) in 
den letzten Tagen mitverfolgt hat, der 
war zunächst erschrocken über die 
Pläne, die von den zwölf Gründerclubs 
präsentiert wurden. Die Idee war, eine 
Topliga für die europäischen Spitzen-
clubs mit 20 Vereinen zu gründen. 15 
Clubs standen parat, fünf weitere sollten 
aufgrund aussergewöhnlicher Leistun-
gen zur Teilnahme eingeladen werden. 
Die Clubs sollten in zwei Zehnergruppen 
eingeteilt werden, je zweimal wird gegen-
einander gespielt. Die ersten drei Teams 
jeder Gruppe hätten sich für die Viertel-
finals qualifiziert, die Teams auf den 
Rängen 4 und 5 hätten in einem Playoff 
gespielt, um zwei weitere Viertelfinal-
plätze zu bestimmen. Um den Spielplan 
der nationalen Ligen nicht zu stören, 
wären die Spiele unter der Woche ausge-
tragen worden. Um den Teilnehmern die 
Sache schmackhaft  zu machen, stehen 
Milliardensummen zur Verfügung, die 
von einer amerikanischen Bank kom-
men. Die Topclubs hätten jeweils eine 
dreistellige Millionensumme kassiert. 
Geld, das in diesen Coronazeiten sehr 
willkommen ist. Als geneigter Fussball-
anhänger kann man sich einer gewissen 
Schadenfreude nicht erwehren, dass den 
Organisatoren um Florentino Perez, dem 
Präsidenten von Real Madrid, ihr Vor-
haben um die Ohren fliegt. Dass die 

Pläne an der Basis des Fussballs, den 
Fans, vorbei geplant wurde, hat sofort 
heftigste Proteste ausgelöst. Vor allem in 
England, wo sechs Clubs die Hälfte der 
Gründermitglieder der ESL gestellt hät-

ten, waren die Fans ausser sich und pro-
testierten heftig gegen das  Vorhaben, 
das von den Initianten als Rettung des 
Fussballs verkauft wurde. Denn eines 
hat auch der naivste Fussballanhänger 
von Beginn weg durchschaut: Hier geht 
es nur darum, Umsatz zu bolzen. Die Ab-
sicht, neue Märkte für ihre Marken im 
Nahen Osten, in Asien oder Übersee zu 
erschliessen, ist offensichtlich. Die Fans, 
die mit viel Herzblut für ihre Clubs le-
ben, wurden zur zahlenden Kundschaft 
degradiert. Der Lebensnerv zur Fuss-
ballbasis würde damit gekappt. Entspre-
chend emotional fällt die Ablehnung der 
Fans die Fussballrevolution betreffend 
aus. Die neuen Ideen hätten den Fuss-

ballwettbewerben vor  allem die Span-
nung genommen. Dass die grossen Fuss-
ballverbände wie Uefa und Fifa diese 
Pläne nicht gut finden, war  zu erwar-
ten. Ihnen wären Konkurrenzwettbe-
werbe vor die Nase gesetzt worden. Die  
Reaktionen der  Verantwortlichen Infan-
tino (Fifa) und Ceferin (Uefa), die Clubs 
aus den europäischen Wettbewerben 
ausschliessen und Nationalspieler der 
Gründerclubs nicht in die Nationalteams 
berufen wollen, ist weniger der Sorge um 
den Fussball geschuldet als vielmehr der 
Störung des Geschäftsganges. Immerhin 
plant die Uefa, die Champions League 
aufzublähen und von 24 auf  32 Teilneh-
mer zu vergrössern. Auch dabei ist der 
Hintergrund wohl eher die Geldvermeh-
rung für den Verband, als kleineren Clubs 
den Zugang zu den grossen Geldtöpfen in 
Europa zu ermöglichen. Will man den 
Fussball insgesamt retten, so wie es die 
ESL-Initianten vollmundig verkünden, 
müssen alle Beteiligten an einen Tisch 
sitzen und verhandeln. Um neue Ideen 
zu entwickeln und flächendeckend die 
bestehenden Wettbewerbe (Champions 
League, Europa League) weiterzuentwi-
ckeln. Eine andere Frage betrifft die ju-
ristische Ebene, wo die  Kartellrechtler 
bereits sehen, dass die Sportverbände 
mit ihrer Monopolstellung schlechte 
Karten haben. Gleichwohl: Eine Euro-
pean Super League braucht es keine. 

«Der Lebensnerv zur  
Fussballbasis würde  
damit gekappt.» 

Daniel F. Koch
Sportredaktor 
 
 
koch@shn.ch


